
Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/462/Add.2, Ziff. 108)437.

66/169. Nationale Institutionen zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über na-
tionale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte, zuletzt Resolution 64/161 vom 18. Dezember
2009, sowie auf die Resolutionen der Menschenrechtskom-
mission und des Menschenrechtsrats betreffend nationale In-
stitutionen und ihre Rolle bei der Förderung und dem Schutz
der Menschenrechte,

unter Begrüßung des weltweit rasch wachsenden Inter-
esses an der Schaffung und Stärkung unabhängiger, pluralisti-
scher nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte,

unter Hinweis auf die Grundsätze betreffend die Stel-
lung nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte („Pariser Grundsätze“)438,

in Bekräftigung der wichtigen Rolle, die diesen nationa-
len Institutionen jetzt und auch künftig dabei zukommt, die
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen, die Partizipation und die Rechtsstaatlichkeit zu stär-
ken und das Bewusstsein der Öffentlichkeit für diese Rechte
und Freiheiten zu wecken und zu verstärken,

unter Hinweis auf ihre Resolution 65/207 vom 21. De-
zember 2010 über die Rolle von Ombudspersonen, Mediato-
ren und anderen nationalen Menschenrechtsinstitutionen bei
der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die den Vereinten
Nationen, insbesondere dem Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte, bei der Unterstüt-
zung des von den Pariser Grundsätzen geleiteten Aufbaus un-
abhängiger und wirksamer nationaler Menschenrechtsinstitu-
tionen zukommt, sowie in dieser Hinsicht anerkennend, dass
bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte Mög-
lichkeiten für eine verstärkte und komplementäre Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinten Nationen, dem Internationalen
Koordinierungsausschuss der nationalen Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte und diesen
nationalen Institutionen bestehen,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden439 und in de-
nen die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen bekräftigt wurde, insbesondere in ih-
rer Eigenschaft als Berater der zuständigen Behörden und ih-
rer Rolle bei der Verhütung und Behebung von Menschen-
rechtsverletzungen, bei der Verbreitung von Informationen
über die Menschenrechte und bei der Menschenrechtserzie-
hung,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemeingültig
und unteilbar sind, einander bedingen, miteinander verknüpft
sind und sich gegenseitig verstärken und dass alle Menschen-
rechte in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und
gleichgewichtig behandelt werden müssen,

eingedenk der Bedeutung nationaler und regionaler Be-
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unter Hinweis auf das von den nationalen Institutionen
zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte auf ihrer
Tagung während der Weltkonferenz über Menschenrechte im
Juni 1993 in Wien verabschiedete Aktionsprogramm440, in
dem empfohlen wurde, die Aktivitäten und Programme der
Vereinten Nationen zu verstärken, um den Ersuchen von
Staaten um Hilfe bei der Schaffung oder dem Ausbau von na-
tionalen Institutionen zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte nachkommen zu können,



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

510

Institutionen mehr Autonomie und Unabhängigkeit einge-
räumt haben, namentlich indem sie ihnen Ermittlungsfunktio-
nen übertragen oder diese Funktionen gestärkt haben, und
legt den anderen Regierungen nahe, ähnliche Schritte zu er-
wägen;




